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616. Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
Deutſcher Kaiſer, König von Preußen ꝛc. verordnen 
im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 

8 1. Die Vorſchriften der Landesgeſetze, nach 
welchen das Recht, Tauben zu halten, beſchränkt iſt, 
und nach welchen im Freien betroffene Tauben der 
freien Zueignung oder der Tötung unterliegen, 
finden auf Militärbrieftauben keine Anwendung. 

Dasſelbe gilt von landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
nach welchen Tauben, die in ein fremdes Tauben⸗ 
1 übergehen, dem Eigentümer des letzteren ge⸗ 

ören. 

§ 2. Inſoweit auf Grund landesgeſetzlicher 
Beſtimmungen Sperrzeiten für den Taubenflug be⸗ 
ſtehen, finden dieſelben auf die Reiſeflüge der 
Militärbrieftauben keine Anwendung. Die Sperr⸗ 
zeiten dürfen für Militärbrieftauben nur einen zu⸗ 
ſammenhängenden Zeitraum von höchſtens je zehn 
Tagen im Frühjahr und Herbſt umfaſſen. Sind 
länger als zehntägige Sperrzeiten eingeführt, fo 
gelten für Militärbrieftauben immer nur die erſten 
zehn Tage. 

§ 3. Als Militärbrieftauben im Sinne dieſes 
Geſetzes gelten Brieftauben, welche der Militär⸗ 
(Marine-) Verwaltung gehören oder derſelben gemäß 
den von ihr erlaſſenen Vorſchriften zur Verfügung 
geſtellt und welche mit dem vorgeſchriebenen Stempel 
verſehen ſind. 

Privatperſonen gehörige Militärbrieftauben ge⸗ 
nleßen den Schutz dieſes Geſetzes erſt dann, wenn 
in ortsüblicher Weiſe bekannt gemacht worden iſt, 
daß der Züchter ſeine Tauben der Militärverwaltung 
zur Verfügung geſtellt hat. 

§ 4. Für den Fall eines Krieges kann durch 
Kaiſerliche Verordnung beſtimmt werden, daß alle 
geſetzlichen Vorſchriften, welche das Töten und Ein⸗ 
fangen fremder Tauben geſtatten, für das Reichs⸗ 
gebiet oder einzelne Teile desſelben außer Kraft 


treten, ſowie daß die Verwendung von Tauben zur 
Beförderung von Nachrichten ohne Genehmigung der 
Militärbehörde mit Gefängnis bis zu drei Monaten 
zu beſtrafen iſt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 28. Mal 1894. 

(L. S.) Wilhelm. 
Graf von Caprivi. 
617. Die Turn⸗ und Schwimmlehrerinnen⸗ 
Prüfung, welche im Herbſt 1907 in Berlin ab⸗ 
zuhalten iſt, wird Ende November 1907 an einem 
noch feſtzuſetzenden Tage beginnen. 

Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 
1. November 1906, U. UI. A. Nr. 3209 pp., 
weiſe ich ausdrücklich darauf hin, daß zu dieſer 
Prüfung nur in der Provinz Brandenburg oder in 
einer ſolchen Provinz wohnende Bewerberinnen zu⸗ 
gelaſſen werden, in welcher eine Prüfungskommiſſion 
für Turnlehrerinnen noch nicht beſteht. Ausnahmen 
von dieſer Beſtimmung find nur zuläffig, wenn die 
bezüglichen Anträge durch beſondere Verhältniſſe, 
z. B. durch den Ort der Ausbildung, für die Prüfung 
begründet ſind. 

Meldungen der in einem Lehramte ſtehenden 
Bewerberinnen ſind bei der vorgeſetzten Dlenſtbehörde 
ſpäteſtens bis zum 1. Oktober 1907, Meldungen 
anderer Bewerberinnen bei derjenigen Königlichen 
Regierung, in deren Bezirk die Betreffende wohnt, 
in Berlin bei dem Herrn Polizeipräſidenten, eben⸗ 
falls bis zu dieſem Tage anzubringen. 

Iſt der Aufenthaltsort der Bewerberin zur 
Zeit ihrer Meldung nicht ihr eigentlicher Wohnſitz, 
ſo iſt auch der letztere anzugeben. 

Die Meldungen können nur dann Berückſichti⸗ 
gung finden, wenn ſie genau der Prüfungsordnung 
vom 15. Mai 1894 entſprechen und mit den im 
8 4 derſelben vorgeſchriebenen Schriftſtücken ordnungs⸗ 
mäßig verſehen find. In dem Gefuche tft anzugeben, 
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ob die Bewerberin ſich zum erſten Male zur Prüfung 
meldet, oder ob und wann ſie ſich bereits der Turn⸗ 
lehrerinnen⸗Prüfung unterzogen hat. 

Die über Geſundheit, Führung und Lehrtätig⸗ 


keit beizubringenden Zeugniſſen müſſen in neuerer 


Zeit ausgeſtellt ſein. Aus dem ärztlichen Zeugnis 
muß hervorgehen, daß die betreffende Bewerberin 
körperlich zur Turnlehrerin geeignet iſt. 

Das Zeugnis über die Turn⸗ bezw. Schwimm⸗ 
fertigkeit iſt von der Ausſtellerin eigenhändig zu 
unterſchreiben. 

Die Anlagen jedes Gefuches find zu einem 
Hefte vereinigt einzureichen. 

Berlin, den 26. Juni 1907. 

Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts und 

Medizinal⸗ Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Schwartzkopff. 

618. Auf Ihren Bericht vom 2. Juni d. Js. 
will Ich genehmigen, daß bei den von der Staats⸗ 
verwaltung auf Grund des Geſetzes vom 4. Auguſt 
1904, betreffend die Verbeſſerung der Vorflut in 
der unteren Oder, der Havel, Spree, Lauſitzer Neiße 
und dem Bober (Geſetz Sammlung Seite 185) aus⸗ 
zuführenden Bauten zur Entziehung und zur dauern⸗ 
den Beſchränkung des für dieſe Anlagen in Anſpruch 
zu nehmenden Grundeigentums das Enteignungsver⸗ 
fahren nach Maßgabe des Geſetzes vom 11. Juni 
1874 (Geſetz⸗Sammlung Seite 221ff) in Anwen⸗ 
dung gebracht werde. 

Der eingereichte Lageplan erfolgt anbei zurück. 

Neues Palais, den 11. Juni 1907. 

gez. Wilhelm R. 
ggez. Breitenbach. von Arnim. 

An die Miniſter der öffentlichen Arbeiten und 

für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Bekanntmachung des 

Landesdirektors der Provinz Brandenburg. 
619. Sechſter Nachtrag 
zum Reglement der Brandenburgiſchen Witwen⸗ und 
Waiſenverſorgungsanſtalt vom 8. März / 14. Sep⸗ 
tember 1883, Amtsblatt Potsdam S. 353 / Frank⸗ 
furt a. O. S. 301 mit den 5 Nachträgen: 

I. Nachtrag vom 10. März / 12. Mai 1886, 

II 23. Februar / 19. März 1895, 


III " „ 24. Februar/16. April 1896, 
IV. 1 „ 22. Februar / 19. März 1898, 
W. „ 26. Februar 1900/13. April 1901. 


Artikel J. 

Im 8 12 u. f wird ſtatt „nachfolgenden“ ge⸗ 
ſagt: „für die Hinterbliebenen der unmittelbaren 
Staatsbeamten jeweilig geltenden“, und am Schluſſe 
hinzugefügt: „bis zu dem aus 8 3 ſich ergebenden 
Höchſtbetrage“. 

Artikel I. 


9 18 Abſ. 1 wird § 13. 
Artikel III. 
88 13 bis 17, 18 Abſ. 2 bis 4, 20 bis 24 
fallen fort. 


Artikel IV. 

8 19 wird § 14. 

Artikel V. 

In 8 25 wird die Numerierung in „§ 15“ 
und die Bezugnahme auf „§ 19“ daſelbſt in „§ 14“ 
abgeändert. 

Artikel VI. 

Die nachfolgenden Paragraphen erhalten die 
Zahlen von „16“ an. 

Vorſtehender Nachtrag zum Reglement iſt von 
dem Brandenburgiſchen Provinziallandtage in der 
heutigen Sitzung beſchloſſen worden. 

Berlin, den 20. Februar 1907. 

Der Landesdirektor der Provinz Brandenburg. 
(gez.) Freiherr von Manteuffel, 
(L. S.) Wirklicher Geheimer Rat. 
Tageb. Nr. 473 C. (1,50 M. Stempel.) 

Der vorſtehende, von dem Brandenburgiſchen 
Provinziallandtage in der Sitzung vom 20. Februar 
1907 beſchloſſene ſechſte Nachtrag zu dem Reglement 
der Brandenburgiſchen Witwen⸗ und Waiſenver⸗ 
ſorgungsanſtalt vom 8. März / 14. September 1883 
wird hierdurch genehmigt. 

Berlin, den 29. Juni 1907. 

(Siegel.) 
Der Finanzminiſter. 
Im Auftrage: (Unterſchrift). 
Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage: (Unterſchrift). 
Genehmigung. M. d. J. I. b. 821. F. M. I. 11575. 

Vorſtehenden Reglementsnachtrag bringe ich 
gemäß § 8 Abſ. 2 der Provinzialordnung zur 
öffentlichen Kenntnis. 

Berlin, den 15. Juli 1907. 

Der Landesdirektor der Provinz Brandenburg. 

Tageb. Nr. 1441 C. 

Verorduungen und Bekanntmachungen der 
Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. 
620. Nachdem eine größere Zahl von Gewerbe⸗ 
treibenden die Anordnung des Achtuhrladenſchluſſes 
für die offenen Verkaufsſtellen der ſämtlichen Laden⸗ 
geſchäfte mit Ausnahme der Bäckereien, Fleiſchereien 
und Materlalwarenhandlungen in der Stadtgemeinde 
Drieſen beantragt hat, wird hiermit bekannt gemacht, 
daß der Herr Bürgermeiſter in Drieſen von mir 
zum Kommiſſar behufs Feſtſtellung der gemäß 
§ 1397 Abſatz 2 der Gewerbeordnung in der Faſſung 
vom 26. Juli 1900 erforderlichen Zahl von einem 
Drittel der beteiligten Geſchäftsinhaber ernannt 
worden iſt. 

Frankfurt a. O., den 11. Juli 1907. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
621. Der Herr Miniſter hat am 9. d. Miß. 
dem Komitee für Hebung der Zucht gängiger Wagen⸗ 
pferde in Baden die Erlaubnis erteilt, zu der mit 
Genehmigung der Großherzoglich Badiſchen Regle⸗ 
rung im Jahre 1907 zu veranſtaltenden öffentlichen 
Ausspielung von Pferden und Silbergegenſtänden 
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auch Im diesſeitigen Staatsgebiete Loſe zu ver⸗ 
treiben. 

Frankfurt a. O., den 16. Juli 1907. 

Der Negierungs⸗Präſident. 
622. Der anierikaniſche Bürger John W. Dye 
iſt zum Deputy⸗Generalkonſul der Vereinigten 
Staaten von Amerika in Berlin ernannt worden. 

Frankfurt a. O., den 13. Juli 1907. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

623. Nach Nr. 6 der mittels Erlaſſes vom 
6. April 1888 veröffentlichten Beſtimmungen über 
die Beförderung von Leichen auf Eisenbahnen (M. 
Bl. f. d. i. V. 1888 S. 94) iſt die Beförderung 
der Leichen der an Pocken, Scharlach, Flecktyphus, 
Diphtherie, Cholera, Gelbfieber oder Peſt verſtorbenen 
Perſonen nur dann zuzulaſſen, wenn mindeſtens ein 
Jahr nach dem Tode verſtrichen iſt. 

Nach den ſeitdem gewonnenen Erfahrungen geht 
dieſe Vorſichtsmaßregel, ſoweit es ſich um Scharlach, 
Diphtherie und Gelbfieber handelt, über das Maß 
des Notwendigen hinaus. Demgemäß ſind auch in 
den Vorſchriften für die Beförderung von Leichen 
auf dem Seewege (M. Bl. d. H. u. G. V. 1907 
S. 3) beſondere Beſchränkungen für Scharlach⸗, 
Diphtherie⸗ und Gelbfieberleichen nicht vorgeſehen 
worden. 

Um die Vorſchriften für die Beförderung von 
Leichen auf Eiſenbahnen hiermit in Einklang zu 
bringen, haben wir beſchloſſen, in Nr. 6 der ein⸗ 
gangs erwähnten Beſtimmungen die Worte 
„Scharlach“, „Diphtherie“ und „Gelbfieber“ zu 
ſtreichen. 

Berlin W. 64, den 27. Juni 1907. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 

Im Auftrage: gez.: Unterſchrift. 
Der Miniſter des Innern. 

In Vertretung: von Biſchoffshauſen. 

Der Miniſter der geiſtlichen, 
Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheilen. 
Im Auftrage: Förſter. 

Vorſtehenden Erlaß bringe ich mit Bezug auf 
die diesſeitige Bekanntmachung vom 12. April 1888 — 
Amtsblatt von 1888 Seite 97 — zur Kenntnis. 

Frankfurt a. O., den 17. Juli 1907. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

624. Nachdem bei der Abſtimmung ſich die 
Mehrheit der beteiligten Gewerbetreibenden für die 
Einführung des Beitrittszwanges erklärt hat, ordne 
ich hiermit an, daß mit dem Inkrafttreten des zu 
genehmigenden Statutes eine Zwangsinnung für das 
Korbmachergewerbe, deren Bezirk die Stadt Königs⸗ 
walde und die ländlichen Ortſchaften (Landgemeinden 
und Gutsbezirke) Beaulteu, Schartowsthal, Stutt⸗ 
gardt, Streitwalde, Louiſa, Malta, Corſica, Albrechts⸗ 

uch, Neudresden, Saratoga, Krieſcht, Maryland, 
Groß-Friedrich, Mauskow, St. Johannes, Brenken⸗ 
hofsfleiß, Beatenwalde, Scheiblersburg, Neuwalde, 
Költſchen, Dammbuſch, Sophienwalde, Altona, 


Hammer, Stubenhagen, Neudorf, Rauden, Königs: 
walde, Oſterwalde, Reitzenſtein, Waldowstrenk, 
Herzogswalde, Arensdorf, Meekow, Heinersdorf, 
Drebow, Breeſen, Reichen, Langenfeld und Gleißen 
umfaßt, mit dem Sitze in Beaulieu und unter dem 
Namen „Korbmacherinnung (Zwangsinnung) zu 
Beaulieu“ errichtet werde. 

Von dem genannten Zeitpunkte ab gehören 
alle Gewerbetreibende, welche das bezeichnete Hand⸗ 
werk betreiben, dieſer Innung an. 

Frankfurt a. Oder, den 19. Juli 1907. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
625. Die Herren Miniſter der geiſtlichen, 
Unterrichts⸗ und Medizinalangelegenheiten und des 
Innern haben der Sanitätskolonne in Forſt i. L. 
die 7 zum Gebrauche des Roten Kreuzes 
erteilt. 

Frankfurt a. O., den 27. Juli 1907. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

626. Durch Beſchluß des Kreis⸗Ausſchuſſes zu 
Friedeberg Nm. ſind die Parzellen Kartenblatt 1 
Nr. 94 und 95 in Größe von zuſammen 20 ar 
90 qm vom Gemeindebezirk Vordamm abgetrennt 
und mit dem Gemeindebezirk Mühlendorf vereinigt 
worden. 

627. Durch Beſchluß des Kreis⸗Ausſchuſſes zu 
Friedeberg Nm. ſind die ſeitens des Forſtfiskus von 
dem Fleiſchermeiſter Emil Krämer in Vordamm 
eingetauſchten Parzellen a) Nr. 383 und 384/87 
des Kartenblattes 1 der Gemarkung Vordamm, in 
Größe von 2,042 ha, von dem Gemeindebezirke 
Vordamm, b) die Parzellen Nr. 175 und 176/1 
des Kartenblattes 1 der Gemarkung Alt-Beelig, 
in Größe von 7,3987 ha von dem Gemeindebezirke 
Alt⸗Beelitz, o) die Parzellen 375/189, 370/190 ꝛc., 
378/190 2c., 379/187 des Kartenblattes 1 der Ge⸗ 
markung Dragebruch in Größe von 6,8820 ha von 
dem Gemeindebezirke Dragebruch abgetrennt und 
mit dem fiskaliſchen Gutsbezirke Drieſen Forſt ver⸗ 
einigt worden. 

628. Durch Beſchluß des Kreis⸗Ausſchuſſes zu 
Spremberg iſt die Parzelle Kartenblatt 2 Nr. 201/43 
in Größe von 7 ar 57 qm vom Gemeindebezirk 
Bohsdorf abgetrennt und mit dem Gutsbezirke 
Boßdorf vereinigt worden. Ferner ſind durch Be⸗ 
ſchluß desſelben Kreis⸗Ausſchuſſes die Parzellen 
Kartenblatt 1 Nr. 390/245 in Größe von 11 ar 
40 qm, Kartenblatt 1 Nr. 391/269 in Größe von 
40 qm, Kartenblatt 1 Nr. 393/266 in Größe von 
60 ar 20 qm vom Gemeindebezirk Stradow ab⸗ 
getrennt und mit dem Gutsbezirke Stradow ver⸗ 
einigt worden. 

Bekanntmachung der Königl. Direktion der 
Reutenbank für die Provinz Brandenburg. 
629. Denjenigen Grundbeſitzern, welche die an 
die Rentenbank zu entrichtenden Renten zum 
31. März 1907 durch Kapitalzahlung abgelöſt haben, 
wird hiermit bekannt gemacht, daß wir die gemäß 
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8 27 des Rentenbankgeſetzes vom 2. März 
ausgefertigten Löſchungsquittungen den betreffenden 
Kreiskaſſen zugefertigt haben, um ſie den zuſtändigen 
Königlichen Amtsgerichten behufs Löſchung der 
Rentepflicht im Grundbuche zuzuſtellen. 
Berlin, den 24. Mai 1907. 
Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
Bekanntmachung der Königlichen Eiſen⸗ 
bahndirektion zu Bromberg. 
Eröffnung des Perſonen⸗Haltepunktes Wildforth für den 
Güter⸗ und Tierverkehr. 
630. Am 1. Auguſt 1907 wird im Direktions⸗ 
bezirk Bromberg der links der Nebenbahnlinie Callies 
Wulkow zwiſchen den Stationen Gutsdorf (4 km) 
und Haſſendorf (7 km) gelegene Perſonen⸗Haltepunkt 
Wildforth, der gegenwärtig nur dem Perſonen⸗ und 
Gepäckverkehr dient, auch für den Stückgut⸗, Wagen⸗ 
ladungsgüter⸗, Leichen⸗ und Tierverkehr eröffnet 
werden. Die Station Wildforth iſt nicht zur An⸗ 
nahme und Auslieferung von Gegenſtänden einge⸗ 
richtet, zu deren Verladung oder Entladung eine 
Kopframpe oder eine Seidenrampe erforderlich iſt. 
Mit demſelben Tage wird Wildforth in den 
Staatsbahngütertarif, Gruppe T, I/II, I/ IILund I/ IV, ſo⸗ 
wie in den Staats⸗ und Privatbahn⸗Tiertarif einbezogen. 
Ueber die Höhe der Frachtſätze erteilen die be⸗ 
teiligten Abfertigungeſtellen Auskunft. 
Bromberg, den 19. Juli 1907. 
Königliche Eiſenbahndirektion 
zugleich namens der beteiligten Verwaltungen. 
Bekanntmachung des Reichs⸗Poſtamts. 
Poſtanweiſungsverkehr mit Rußland. 
631. Der Meiſtbetrag für Poſtanweiſungen 
nach Rußland (ausſchließlich Finnland) wird vom 
1. Auguſt ab auf 300 Rubel = 648 Mk. erhöht. 
Die Gebühr beträgt wie bisher 20 Pf. für je 20 Mk. 
Berlin W. 66, den 17. Juli 1907. 
Der Staatsſekretär des Reichs⸗Poſtamts. 
Im Auftrage: Groh. 
632. Bekanntmachung. 
Zum Reichs⸗Geſetzblatte wird Anfang Auguſt ein 
im amtlichen Auftrage herausgegebenes Haupt⸗Sach⸗ 
regiſter erſcheinen, das die Jahrgänge 1867 bis 1906 
des Bundes und des Reichs⸗Geſetzblatts umfaßt. 
Dieſes Sachregiſter kann zum Preiſe von 3,70 Mk. 
für das Exemplar durch die Poſtanſtalten des 
Reichs⸗Poſtgebiets von dem unterzeichneten Poſt⸗ 
zeitungsamte bezogen werden. Beſtellungen werden 
ſchon jetzt angenommen. 
Berlin W. 9, den 26. Juli 1907. 
Kaiſerliches Poſtzeitungsamt. 
Bekanntmachungen der Kaiſerlichen Ober⸗ 
poſtdirektion zu Frankfurt a. O. 
633. „Berichtigungen zum Ortſchaftsverzeichnis 
der Provinz Brandenburg. Neuſtüdnitz, D., Crampe 
(Bz. Bromberg) ſtatt Balſter, Sp. 1 D. in „Rg.“ 


1850 zu ändern. Rohrforth, Jo., Grüneberg (Bz. Brom⸗ 
berg) ſtatt Crampe (Bz. Bromberg). Zietenfier, Dm., 


Grüneberg (Bz. Bromberg) ſtatt Crampe (Bz. 
Bromberg). 
634. Am 24. Juli iſt bei der Poſtagentur in 
Wilkersdorf Neumark eine Telegraphenanſtalt mit 
öffentlicher Fernſprechſtelle eröffnet worden. 
Verſonal⸗Nachrichten. 
635. Der kommiſſariſche Lehrer Hoffmann 
am Schullehrer⸗Seminar in Alt⸗Döbern iſt vom 
1. Auguſt dieſes Jahres ab zum Königlichen Seminar⸗ 
lehrer ernannt und dem Königlichen Schullehrer⸗ 
Seminar in Alt⸗Döbern überwieſen worden. 
636. Es find ernannt worden zu Amtsvorſtehern: 
1. der Rittergutsbeſitzer Staffehl zu Nantikow für 
den Amtsbezirk 9 Steinberg, Kreis Arnswalde, 
2. der Revierförſter Praska zu Preſchen für den 
Amtsbezirk 7 Preſchen, Kreis Sorau; zu Amts⸗ 
vorſteher⸗ Stellvertretern: 1. der Rittergutspächter 
Heydemann zu Neuklücken für den Amtsbezirk 3 


Sammenthin, Kreis Arnswalde, 2. der Lehnguts⸗ 


beſitzer Hilſenitz zu Gr.⸗Blumberg für den Amts⸗ 
bezirk 14 Pommerzig, Kreis Croſſen, 3. der Ad⸗ 
miniſtrator Billig zu Markendorf für den Amts⸗ 
bezirk 4 Markendorf, Kreis Lebus, 4. der Guts⸗ 
beſitzer Böhm zu Heinersdorf für den Amtsbezirk 
16 Behlendorf, Kreis Lebus, 5. der Nevlerförſter 
Schupke zu Forſthaus Tempel für den Amts⸗ 
bezirk 19 Kgl. Forſt Lagow, Kreis Oſt⸗Sternberg. 
637. An Stelle des Pfarrers Schirlitz in 
Booßen iſt dem Superintendenten Lie. Dr. Röhricht 
in Jakobsdorf vom 1. Auguſt d. Js. ab die neben⸗ 
amtliche Verwaltung der Kreisſchulinſpektion Frank⸗ 
furt 1 Land übertragen worden, welcher auch die 
Schule in Clieſtow zugelegt iſt. 
638, Erledigt wird die Pfarrſtelle Privat 
Patronats zu Ziebingen, Diözeſe Sternberg H, bis⸗ 
her verbunden mit der Pfarre Drehnow, Diözele 
Croſſen a. O. I, durch Emeritierung des Pfarrers 
Kohtz zum 1. Oktober 1907. Ueber die Stelle ift 
bereits verfügt. 
639. Der bisherige kommiſſariſche Rektor und 
Hilfsprediger Georg Oskar Stephanus Roehricht 
iſt zum Subdiakonus an der Stadtkirche zu Lübbenau, 
Diözeſe Calau, und zum Rektor an der dortigen 
Stadtſchule beſtellt worden. 
Vermiſchtes. 

640. Königliche landwirtſchaftliche Akademie 
Bonn Poppelsdorf, in Verbindung mit der 
Rheiniſchen Friedrich⸗Wilhelms⸗Univerſität Bonn 

Die Aufnahmen für das Winter⸗Halbjahr 1907/08 
beginnen am 15., die Vorleſungen am 21. Oktober 
1907. Proſpekte und Lehrpläne verſendet das 
Sekretariat der Akademie auf Anſuchen koſtenfrei. 

Auskunft über den Eintritt und den Studien⸗ 
gang erteilt Der Direktor 
Profeſſor Dr. Kreusler, Geheimer Regierungs⸗Rat. 


Rediglert im Burcau der Königl. Regierung zu Frankfurt a. Sr 
Druck der Königl. Hofbuchbinderei Trowithſch & Sohn in Srantfurt a. O. 
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